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1 1 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzübereinkommens zum Internationalen Über-
einkommen über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV)
über die Haftung der Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Rei-
senden

1 2 0 . Kundmachung: Beitritt Irans zum Protokoll II der Diplomatischen Konferenz für die
Inkraftsetzung der Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-
frachtverkehr (CIM) und über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäck-
verkehr (CIV) betreffend die Verlängerung des Zusatzübereinkommens
zur CIV von 1961 über die Haftung der Eisenbahn für Tötung und Ver-
letzung von Reisenden

1 2 1 . Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen; Verhandlungen betreffend die Liste XXXII —
Österreich, Kündigungsverhandlungen betreffend Teigwaren
(NR: GP XIV RV 645 AB 699 S. 78 BR: AB 1779 S. 370.)

1 2 2 . Briefwechsel zwischen Österreich und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
im Zusammenhang mit der Kündigung des österreichischen Zollzugeständ-
nisses bei TNr. 19.03 Teigwaren

119 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. Feber 1978 betreffend den Gel-
tungsbereich des Zusatzübereinkommens zum
Internationalen Übereinkommen über den
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr
(CIV) •) vom 25. Feber 1961 über die Haf-
tung der Eisenbahn für Tötung und Ver-
letzung von Reisenden (Bern, 26. Feber 1966)

Nach Mitteilung der schweizerischen Regie-
rung hat der Iran am 31. März 1977 seine
Beitrittsurkunde zum Zusatzübereinkommen zum
Internationalen Übereinkommen über den Eisen-
bahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom
25. Feber 1966 über die Haftung der Eisenbahn
für Tötung und Verletzung von Reisenden
(BGBl. Nr. 201/1974, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 406/1976) hinter-
legt.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde haben Dänemark,
Finnland, Irak, Norwegen und Polen (kundge-
macht in BGBl. Nr. 201/1974) den in Art. 1 § 2
des Zusatzübereinkommens vorgesehenen Vor-
behalt geltend gemacht.

Kreisky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 267/1964

120. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. Feber 1978 betreffend den Bei-
tritt Irans zum Protokoll II der Diplomati-
schen Konferenz für die Inkraftsetzung der
Internationalen Übereinkommen über den
Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) *) und über
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckver-
kehr (CIV) *) vom 7. Feber 1970 betreffend
die Verlängerung des am 26. Feber 1966
unterzeichneten und am 1. Jänner 1973 in
Kraft getretenen Zusatzübereinkommens zur
CIV von 1961**) über die Haftung der
Eisenbahn für Tötung und Verletzung von

Reisenden

Nach Mitteilung der schweizerischen Regierung
hat der Iran am 31. März 1977 seine Beitritts-
urkunde zum Protokoll II der Diplomatischen
Konferenz für die Inkraftsetzung der Inter-
nationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-
frachtverkehr (CIM) und über den Eisenbahn-
Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom
7. Feber 1970 betreffend die Verlängerung der
Geltungsdauer des am 26. Feber 1966 unter-
zeichneten und am 1. Jänner 1973 in Kraft ge-
tretenen Zusatzübereinkommens zur CIV von
1961 über die Haftung der Eisenbahn für Tötung
und Verletzung von Reisenden (BGBl. Nr. 747/
1974, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 408/1976) hinterlegt.

Kreisky
*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 744/1974

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 201/1974

6 71



844 35. Stück — Ausgegeben am 2. März 1978 — Nr. 121

1 2 1 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen; Verhandlungen betreffend die
Liste XXXII — Österreich, Kündigungsverhandlungen betreffend Teigwaren

(Übersetzung)

ALLGEMEINES ZOLL- U N D HANDELS-
ABKOMMEN

VERHANDLUNGEN BETREFFEND DIE
LISTE XXXII — ÖSTERREICH

Die Delegationen Österreichs und der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften sind
gemäß den Verhandlungen, die auf Grund des
Artikels XXVIII des Allgemeinen Abkommens
durchgeführt wurden, übereingekommen, daß
die Zollzugeständnisse laut angeschlossenem Be-
richt aus der Liste XXXII — Österreich zurück-
gezogen werden sollen.

Für die Delegation der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften:

P. Luyten
Leiter der Delegation

Genf, 17. Juni 1977

Für die österreichische Delegation:

Unter Vorbehalt der Ratifikation:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Wien, 17. Juni 1977
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ERGEBNIS DER VERHANDLUNGEN MIT DER KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT GEMÄSS ARTIKEL XXVIII ZUR ZURÜCKNAHME

EINES ZOLLZUGESTÄNDNISSES IN DER LISTE ÖSTERREICH

Änderungen der Liste XXXII — Österreich

Zollzugeständnisse, die zurückgezogen werden

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und
vom Bundeskanzler gegengezeichnet; der Staatsvertrag ist nach Zurücknahme des österreichischen
Ratifikationsvorbehaltes am 31. Jänner 1978 in Kraft getreten.

Kreisky

122 . Briefwechsel zwischen Österreich und der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften im Zusammenhang mit der Kündigung *) des österreichischen Zollzugeständnisses

bei TNr. 19.03 Teigwaren

(Übersetzung)
STÄNDIGE VERTRETUNG ÖSTERREICHS
BEIM BÜRO DER VEREINTEN NATIONEN
UND BEI DEN SPEZIALÖRGANISATIONEN
GENF

Genf, am 30. September 1977

Sehr geehrter Herr Luyten!

Ich beehre mich, auf die an Sie gerichtete Note
der Ständigen Vertretung Österreichs vom
20. Dezember 1974, Zl. 7572-A/74, sowie auf die
österreichische Notifikation im GATT-Dokument
SECRET/226 vom 9. Jänner 1975 zu verweisen.

Darf ich in Erinnerung rufen, daß mit dem
erwähnten Dokument Österreich die VER-
TRAGSPARTEIEN von seiner Absicht infor-
mierte, gemäß den Bestimmungen des Artikels
XXVIII Abs. 5 des Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommens das in der Liste XXXII — Öster-
reich gebundene Zollzugeständnis hinsichtlich
TNr. 19.03, Teigwaren, zurückzuziehen. Der
Zollsatz war wie folgt gebunden: 30% min-
destens S 200,— für 100 kg.

Ich möchte bestätigen, daß der Hauptlieferant
dieser Produkte die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft ist; gemäß dem Abkommen, welches

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 121/1978
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bei den Verhandlungen über die im Genfer Pro-
tokoll (1967) zum GATT enthaltenen Zollzuge-
ständnisse erzielt wurde, gilt der Hauptlieferant
als Konzessionsträger. Die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft hat daher ein Verhandlungs-
recht als Konzessionsträger im Sinne des Arti-
kels XXVIII des Allgemeinen Abkommens hin-
sichtlich dieser österreichischen Zollbindung.

Auf Grund der Konsultationen, die zwischen
unseren Delegationen stattfanden, möchte ich im
Namen der österreichischen Behörden bestätigen,
daß folgende Übereinkunft getroffen wurde:

1. Die Gemeinschaft ist bereit, in diesem Sta-
dium auf ihr Verhandlungsrecht als Kon-
zessionsträger zu verzichten, damit Öster-
reich das GATT-Verfahren zur Zurücknahme
der in der oben erwähnten Tarifposition
angeführten Konzession durchführen kann.

2. Wenn Österreich jedoch in Zukunft für Pro-
dukte, die ihren Ursprung in der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft haben, einen
Zoll oder eine Abgabe einhebt, die den frü-
her gebundenen Zollsatz von 30% min-
destens S 200,— für 100 kg übersteigen, wer-
den die österreichischen Behörden — über
Ersuchen — sofort Konsultationen mit der
Gemeinschaft aufnehmen, um geeignete Maß-
nahmen mit dem Ziel zu ergreifen, der Ge-
meinschaft einen Ausgleich entsprechend
ihren Rechten gemäß Artikel XXVIII des
GATT zu gewähren.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit erneut den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung
entbieten.

Erik Nettel m.p.

Botschafter

M. Paul L u y t e n
Leiter der Delegation
der Europäischen
Gemeinschaften

(Übersetzung)
KOMMISSION DER
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN
STÄNDIGE DELEGATION BEI DEN
INTERNATIONALEN ORGANISATIONEN
IN GENF

560

Genf, am 30. September 1977

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihres Schreibens
vom 30. September 1977 zu bestätigen, welches
wie folgt lautet:
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„Ich beehre mich, (es folgt der weitere
Text der Übersetzung der österreichischen Er-
öffnungsnote in deutscher Sprache) ge-
währen."

Ich möchte mein Einverständnis zu dieser Ver-
einbarung bestätigen.

Ich erlaube mir, den folgenden Punkt, den Sie be-
reits während unserer Konsultationen zur Kennt-
nis genommen haben und der für die Gemein-
schaft von Interesse ist, anzufügen.

Auf der Grundlage des Freihandelsabkommens
zwischen der Gemeinschaft und Österreich genießt
die Gemeinschaft eine Präferenzspanne von 5 Pro-
zentsatzpunkten infolge des Wegfalls des 5%igen
Zollsatzes (fester Teilbetrag) für diese Produkte
ab 1. Juli 1977. Die Gemeinschaft hat ein Inter-
esse, daß diese Spanne auch in Zukunft beibe-
halten wird.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschaf-
ter, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten
Hochachtung.

Paul Luyten m.p.

Leiter der Ständigen Delegation

S. E. Dr. Erik N e t t e l
Botschafter
Ständige Vertretung Österreichs
9—11 Rue de Varembé
1211 Genf 20

Kreisky
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